
Haushaltssatzung des Regionalen Planungsverbandes Oberes ElbtalI Osterzgebirge

für das Haushaltsjahr 2017

vom 30. Januar 2017

Aufgrund von § 74 der Sächsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2014
(SächsGVBI. 5. 146), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl 5. 349) geändert worden
ist, in Verbindung mit § 12 Abs. 2 und 3 des Landesplanungsgesetzes vom 11. Juni 2010 (SächsGVBl. 5. 174), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. April2014 (SächsGVBl. S. 234) geändert worden ist, hat die Verbandsversammlung in
der Sitzung am 14. Dezember 2016 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Regionalen Planungsverbandes
voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden
Auszahlungen enthält, wird:

im Ergebnishaushalt mit dem
- Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf 732.060,00 EUR
- Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf 790.100,00 EUR
- Saldo aus den ordentlichen Erträgen und Aufwendungen

(ordentliches Ergebnis) auf - 58.040,00 EUR

- Betrag der veranschlagten Abdeckung von Fehlbeträgen
des ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren auf 0,00 EUR

- Saldo aus den ordentlichen Erträgen und Aufwendungen
einschließlich der Abdeckung von Fehlbeträgen des
ordentlichen Ergebnisses aus Vorjahren (veranschlagtes ordentliches Ergebnis) auf - 58.040,00 EUR

- Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf 0,00 EUR
- Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 EUR
- Saldo aus den außerordentlichen Erträgen und Aufwendungen (Sonderergebnis) auf 0,00 EUR

- Gesamtbetrag des veranschlagten ordentlichen Ergebnisses auf - 58.040,00 EUR
- Gesamtbetrag des Sonderergebnisses auf 0,00 EUR
- Gesamtergebnis auf - 58.040,00 EUR

im Finanzhaushalt mit dem
- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 732.000,00 EUR
- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 782.100,00 EUR
- Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit

als Saldo der Gesamtbeträge der Einzahlungen und Auszahlungen
aus laufender Verwaltungstätigkeit auf - 50.100,00 EUR

- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 0,00 EUR
- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 6.000,00 EUR
- Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf - 6.000,00 EUR

- Finanzierungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag als Saldo aus dem
Zahlungsmiffelüberschuss oder -fehlbetrag aus laufender Verwaltungstätigkeit
und dem Saldo der Gesamtbeträge der Einzahlungen und Auszahlungen
aus Investitionstätigkeit auf - 56.100,00 EUR

- Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 0,00 EUR
- Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 0,00 EUR
- Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 0,00 EUR

- Saldo aus Finanzierungsmiftelüberschuss oder -fehlbetrag und Saldo
der Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit
als Änderung des Finanzmittelbestands auf - 56.100,00 EUR

festgesetzt.



§2

festgesetzt.

§3

§4

Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der zur rechtzeitigen Leistung
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden darf, wird auf
festgesetzt.

§5

0,00 EUR

0,00 EUR

50.000,00 EUR

Die Verbandsumlage nach § 8 Abs. 1 der Verbandssatzung
in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Satz 5 Landesplanungsgesetz wird auf
festgesetzt.

davon im Ergebnishaushalt

10.000,00 EUR

10.000,00 EUR

davon im Finanzhaushalt 0,00 EUR

Die Verbandsumlage der Verbandsmitglieder ist bis zum 30. Juni 2017 fällig. Die Gesamtumlage wird bei den
Mitgliedskörperschaften im gleichen Verhältnis festgesetzt, wie sich das Verhältnis ihrer Einwohner (Bevölkerungsstand
31.12.2015) untereinander darstellt.

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen
und lnvestitionsförderungsmaßnahmen wird auf
festgesetzt.

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Investitionen und
lnvestitionsförderungsmaßnahmen, der in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf

Radebeul, den 30. Januar 2017

Verbandsvorsitzender


